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Nikolaus Dimmel / Josef Schmee (Hg.)
prQ^ ed ia
Mit der „Verschlankung“ des Staates und der Einschränkung des Politi­
schen, des demokratisch Verhandel- und Kontrollierbaren, wird die Grenze 
zwischen Öffentlichem  und Privatem neu gezogen, der B egriff des Öffentli­
chen verengt, bislang Öffentliches privatisiert: Gesellschaftliche Problemla­
gen werden zu privaten. Ein soziales Verhältnis als öffentliches anzuerken­
nen stellt jedoch nicht nur eine Voraussetzung ausgleichender Politik, son­
dern per se ein wesentliches Mittel von Emanzipation dar. Geschlechterver­
hältnisse sind keine Frage privater Arrangements.
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Z w is c h e n  N o s t a l g ie  u n d  M a r k t
Österreichs Universitäten
Es soll schon vorgekommen sein, dass Eigentümer ihrer Unternehmen über­
drüssig wurden. Einige boten daraufhin ihre Firma den Angestellten zum K auf 
an. Die Annalen des Fortschritts berichten sogar davon, dass manche Unter­
nehmer ihre Firmen verschenkten, doch derart unzeitgem äße Großzügigkeit 
interessiert uns hier ebenso wenig wie unfreiwillige Übertragungen der Ver­
fügungsmacht an Produktionsmitteln. Am häufigsten war ein Unternehmer in 
spe dann gewillt, eigene Schilling/Euro auszulcgen, wenn die öffentliche Hand 
ihm reichlich weitere Schilling/Euro zusagte. Dazu m ussten die Verwalter 
der Staatskasse manchmal überredet werden, häufiger gingen sie freiwillig 
vor den Arbeitsplätze versprechenden W ohltätern in die Knie. Selten fehlte 
bei derartigen Wechseln der Eigentums- und Verfugungsrechte die vollm un­
dige Rhetorik, wonach das alles zum  Besten der M enschheit geschehe. Ganz 
sicher aber schauten sich die neuen Eigentüm er das U nternehm en vorher 
gründlich an. Die betriebswirtschaftliche Folklore nennt Letzteres Kassen­
sturz, Eröffnungsbilanz, Durchleuchtung, Prüfung a u f Herz und Nieren.
Am Beginn des 21. Jahrhunderts ging in Österreich ein Eigentüm erwech­
sel über die Bühne, bei dem das alles ganz anders ablief. Die Rede ist von der 
Ausgliederung der Universitäten aus der Hoheitsverwaltung. Sie wurde den 
Stakeholdem unter dem Titel Autonom ie schmackhaft gemacht.
D er Andrang leitungswilliger A ngehöriger aus dem  Kreis des bisherigen 
mittleren M anagem ents w ar so groß, dass der A lteigentüm er sogar einige 
seiner Firmen aufteilen musste, um der Nachfrage gerecht werden zu kön­
nen. Drei M edizinische Universitäten waren schnell gegründet. Man benötig­
te dafür w eder Umwcltverträglichkeitsprüfungen noch Betriebsgenehmigun­
gen.
Doch anders als im  Fall herköm m licher Eigentümerwechsel, wo vor allem 
das stcucrzahlende Publikum und die Verwalter des Staatssäckels getäuscht 
werden und sich täuschen lassen, aber die neuen Herren wissen, w orauf sie 
sich einlassen, torkelten die nach m onokratischer Führung ihrer Firma G ie­
renden in ihre neuen Rollen geradezu umnachtet hinein. Ein Schelm, w er 
denkt, dass sie sich nur wegen des höheren eigenen Salärs so sehr um diese 
Jobs rissen.
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Um die Tragweite dessen zu begreifen, was im Zuge der Auslagerung der 
Universitäten geschah, stelle man sich zum Vergleich vor. dass bei einem 
gewöhnlichen „M anagem ent Buy Out“ der alte Inhaber seinen Laden nur 
unter folgenden Bedingungen herzugeben bereit wäre:
1. Noch vor der Übergabe der Firma an die neuen Herren wird ein gewichti­
ger Teil des Unternehmensvermögens einer von ihm kontrollierten Stif­
tung übertragen.
So geschehen mit den Altbeständen der Universitätsbibliotheken. Die neu­
en Universitäten mussten Eröffnungsbilanzen erstellen und da sie über we­
nig Sachkapital verfügten, wäre es fiir ihre Kreditwürdigkeit wichtig ge­
wesen, wenigstens die Bücher der Bibliotheken hoch zu bewerten. Das 
hätte es den Universitäten, die halbwegs bibliophile Bestände aufwiesen, 
erlaubt, bilanztechnisch besser dazustehen. Durchaus wohlmeinende Sach­
walter des akkumulierten Bildungskapitals sahen das Abendland bedroht 
und erreichten, dass die alten Bücher und Inkunabeln nicht den Universitä­
ten und deren Eröffnungsbilanzen zur Verfügung gestellt wurden. Hand­
streichartig wurden diese Bestände als schützens- und bewahrenswertes 
Kulturgut unter einen Glassturz gestellt, was die skurrile Folge zeitigen 
wird, dass irgendwann einmal die Universität X zw ar pleite ist, die wert­
vollen Bücher den Bankrott der Institution aber überleben werden. Ob mit 
diesem Kulturgut dann irgendwer noch irgendetwas anfangen kann, küm­
merte die Retter des abendländischen Kulturgutes wenig.
2. Der seiner Universitäten überdrüssig gewordene Alteigentümer bestand 
aber auch darauf, künftig über eine seiner Tochterfirmen Eigentümer der 
Liegenschaften und faktisch aller Immobilien zu bleiben.
Als solcher behält er sich ausdrücklich vor, die M ietpreise nach Gutdün­
ken festzusetzen, und verhöhnt die neuen Eigentüm er dann noch, indem er 
erklärt, damit gehorche er nur den G esetzen des M arktes -  als ob man 
Hörsäle und Bibliotheken so m ir nichts, dir nichts au f dem Immobilien­
markt loswerden würde.
3. Der edle Verkäufer behält sich Jür die ersten Jahre vor festzulegen, zu wel­
chen Preisen was produziert werden darf. Einen Teil der Produktion ver­
kauft er weiterhin a u f eigene Rechnung und untersagt es den neuen Eigen­
tümern, einen offenkundig erschließbaren Markt zu erobern.
In der Welt der höheren Bildung entspricht dem  der freie Hochschulzu- 
gang für alle und die ministerielle Festlegung der Höhe der Studiengebüh­
ren, die richtiger Studierendensteuer genannt w erden sollte, da sie den 
Universitäten nur au f dem geduldigen Papier zukommt. Allein schon der
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Umstand, dass zu den vollmundigsten Verteidigern des freien Hochschul- 
zugangs M itglieder der neuen, in die Freiheit entlassenen Universität zäh­
len, ist ein schlagender Beweis für deren Unfähigkeit, die neuen Verhält­
nisse auch nur kapieren zu wollen. W irtschaftlich betrachtet sind A bsol­
venten die Produkte, die die Universität hcrstcllt, und Studienabbrecher 
sind die Ausschussware, die zu Diskontpreisen au f den M arkt geworfen 
wird. Wenn ein Produzent m it unveränderten Produktionsverfahren m it der 
gleichen M enge Geldes und denselben Produktionsverfahren 100 Einhei­
ten ebenso herstellen muss wie, sagen wir, 120, dann leidet darunter ent­
weder die Q ualität der Produkte oder der zu erzielende Preis -  so simpel 
funktioniert nun einmal M arktwirtschaft. Wenn darüber hinaus der frühere 
Eigentüm er kraft Gesetz darüber bestimmen kann, wie viele Einheiten ei­
ner Produktionslinie vulgo Studienrichtung er als wiederum kraft Gesetz 
monopolistischer Abnehm er (von Lehrern. Richtern und Staatsanwälten, 
M useum sm itarbeitem , Spitalsärzten etc.) abzukaufen gewillt ist, und fest­
schreiben kann, dass alle Produktionslinien fortzuführen sind, dann hat 
das allerdings herzlich w enig mit den großen vier Freiheiten der europäi­
schen M arktwirtschaft zu tun.
4. Der Altbesitzer geht aber noch weiter und oktroyiert die Höhe der Löhne, 
die der von den neuen Eigentümern ohne Abstrich zu übernehmenden Be­
legschaft in den kommenden Jahren zu zahlen sein werden.
Die Verhandlungen über die Gehälter der gesamten Altbelegschaft werden 
nicht zwischen den neuen Herren und Vertretern der Beschäftigten verhan­
delt, sondern resultieren aus gesetzlich fixierten Gehaltserhöhungen und 
Tcucrungsabgeltungcn, die der Altcigentüm cr m it überbetrieblichen Ver­
tretern der Beamten aushandelt, wobei er, da er wiedergewählt w erden will 
und die Altbelegschaft zu seiner treuesten Klientel zählt, diese ordentlich 
bedient. Die autonomen neuen Firmen, die sich Universitäten nennen dür­
fen, müssen Lohnerhöhungen zahlen, ohne am Verhandlungstisch der Ta­
rifpartner gesessen zu sein. Bezahlt wird das alles aus „gedeckelten" Bud­
getzuweisungen des Altcigentüm crs an die neuen Herren. Faktisch bedeu­
tet das, dass die autonomen Universitäten Jahr für Jahr höhere Beträge für 
die Löhne ihrer Altbelegschaft aufzubringen haben werden. Es wird Jahre 
dauern, bis diese Überlast langsam geringer wird, da die neuen Herren so 
wenig von Betriebswirtschaft verstehen, dass sie bislang nicht einm al auf 
die Idee verfallen sind, die ihre Kollegen bei der „privatisierten“ Post und 
Eisenbahn wenigstens ausprobieren -  sehr zum  Ärger jener Kommentato­
ren, die sonst nicht müde werden, der Liberalisierung das Wort zu reden - ,
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nämlich: Teure ältere M itarbeiter in Frühpension zu schicken und ihnen 
diese durch freiwillige Abschlagszahlungen zu verschönen, ln der akade­
mischen Welt herrscht „noblessc oblige“ , obwohl es ein Leichtes wäre, 
Universitätslehrer nahe der Pensionsgrenze mit frugalen „golden handsha- 
kcs“ von der Lohnliste zu bekommen.
Ich wette, dass eine erkleckliche Zahl älterer Universitätslehrer ein Angebot, 
vorzeitig in den Ruhestand zu treten, annehmen würde, wenn ihnen der Über­
tritt beispielsweise dadurch versüßt würde, dass sie weiterhin ihr bisheriges 
Arbeitszimmer benutzen dürfen. Für die dadurch budgetär frei werdende Sum­
me könnten die neuen Herren leicht zwei junge M itarbeiter einstellen, die 
hoch zufrieden wären, selbst wenn sie sich einen Schreibtisch teilen müssten. 
A ber die Universitäten sind nun einmal eine eigene Welt, in der der raue 
Wind der marktwirtschaftlichen Konkurrenz im m er nur jene trifft, die in sie 
nicht aufgenom m en werden. Aufnahm estopps sind die am wenigsten intelli­
gente Lösung der Finanzkrise der heutigen Universitäten, aber sic zu verkün­
den produziert die geringsten Widerstände. Wie sollen sich auch jene artiku­
lieren, die gerne einen Job an der Uni hätten, ihn aber nicht bekommen, weil 
die Unis einfach ein paar Jahre lang niemanden aufnehmen?
Der in Berlin geborene Albert Hirschman. der sich vor den Nationalsozialis­
ten in die USA retten konnte, hat für die Erklärung des Verfalls von Leistun­
gen privater und öffentlicher Produzenten die einfache und doch folgenreiche 
Begriffstrias „Abwanderung -  W iderspruch -  Loyalität“ entwickelt. Damit 
wollte er darauf hinweisen, dass Konsumenten au f den Verfall der Qualität 
eines Produktes oder einer Dienstleistung reagieren können, indem sie ent­
w eder ihre Stimme gegen den Qualitätsverfall erheben (W iderspruch) oder 
ein anderes Produkt kaufen (Abwanderung). Verzichten Konsumenten aus 
irgendeinem Grund au f die Option W iderspruch und wählen rasch Abwande­
rung, untergräbt das die Chance der Produzenten, ihr Produkt gewandelten 
Ansprüchen anzupassen. Die österreichischen Universitäten unterstützen seit 
Jahrzehnten strukturell die Strategie der Abwanderung, indem sie der jeweils 
nächsten Generation von W issenschaftlern den Zutritt zur akademischen Welt 
verwehren. Mit Hingabe wird dagegen die Loyalität gegenüber den Insidern 
gepflegt. Wem der Zufall oder die M itgliedschaft in einer Geburtskohorte die 
Türen der Universitäten öffnete, der wird von der Korporation fürsorglich 
behandelt. Dafür sorgten einst der CV und Akademikerbund und seit 1975 
ein closed shop, der sich als „Demokratisierung“ maskiert.
M itbestimmungsnostalgiker werden nicht m üde, wortreich die „Entdem o­
kratisierung“ der neuen Universitätswelt zu beklagen, ohne dass ihnen die
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selbst ausgestellte Lizenz zur Verbreitung intellektueller Halbfertigprodukte 
streitig gemacht wird. Das Gequassel von der Demokratisierung der Univer­
sitäten durch das UOG 1975 ist bei Licht besehen nicht mehr als die Ver­
schleierung der Interessenlage der universitären Insider. Da diese schlichte 
Wahrheit von den akademischen Freunden einer „Flat Earth Society“-Per- 
spektive, die jüngst Karl-Heinz Gruber für die analoge Debatte um die Schu­
le der 10- bis 14-Jährigen konstatierte, erfolgreich in Abrede gestellt wird, 
muss das Argument wohl noch einmal wiederholt werden: Demokratie bedeutet 
seit alters her „one man. one vote“ -  die Freundinnen der Geschlechterdem o­
kratie mögen m ir angesichts der Gender-Proportionen in Österreichs Univer­
sitäten verzeihen, dass ich hier nur die männliche Form zitiere. Ich kann beim 
besten Willen nicht sehen, dass das demokratische Prinzip in den heimischen 
Universitäten je  zur Anwendung gekom m en wäre. Die UOG-M itbestimmung 
zeichnete sich vielmehr dadurch aus, dass sie die überkommene Herrschaft 
der mit dem Adelstitel Ordinarius ausgestatteten akademischen Fürsten da­
durch ein wenig schwächen zu können meinte, dass den akademischen Hin­
tersassen einige Gruppenvertreter in Pro-forma-Gremien zugestanden wur­
den. Diese halbstarken Funktionäre taten, was alle Funktionäre tun und was 
seit Robert M ichels Untersuchungen über die deutsche Sozialdemokratie zum 
Grundwissen politischer Soziologie gehört: Sie versorgten sich selbst und 
einige ihresgleichen. Wer drinnen war, wurde geschützt und sollte den sich 
professionalisierenden M ittelbauvertretem dafür auch noch dankbar sein. Das 
sparsame M inisterium  spielte dabei gerne mit: Es w ies den Universitäten 
immer mehr M ittelbau-Stellen zu, deren Besetzung in den Gremien „in the 
long run‘* zwischen Professoren und M ittelbauern paritätisch aufgeteilt wur­
de. Kamen im Jahr 1970 au f jeden österreichischen Professor statistisch ge­
sehen nur vier Assistenten, so sind es heute fast sechs. Mit dieser Art von 
Personalpolitik konnten M inisterialräte und Sektionschcfs nicht nur Sparge- 
sinnung demonstrieren, sondern auch ihren Groll gegen die unbotmäßige Pro­
fessorenschaft kühlen; die M ittelbau Vertreter konnten ihrer Klientel Sand in 
die Augen streuen.
Da die in die Autonomie entlassenen Universitäten nun von Personen ge­
leitet werden, die in diesem System sozialisiert wurden, sollte es niemanden 
wundem , dass seit Jänner 2004 dieser Teil der akademischen Welt unverän­
dert fortgefuhrt wird. Der einzige Unterschied besteht darin, dass die profes­
sionellen Vertreter nun M itglieder rektoralcr Küchenkabinettc sind.
Das universitäre „M anagement Buy Out“ erw ies sich bislang als kakani- 
sche Parallelaktion. Statt eines kraftvollen Neuanfangs sind die neuen, habi-
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tuell aber alten Herren Rektoren seit Anfang 2004 vollauf dam it beschäftigt, 
sich erst einmal einen Überblick zu verschaffen. Statt die Eröffnungsbilanz 
des Alteigentüm ers vor Antritt des Jobs a u f Herz und Nieren zu prüfen, stürz­
ten sie sich in das Geschäft und müssen nun festste!len, dass es hinten und 
vorne nicht zu schaffen ist, dass das Geld für einen Neuanfang fehlt, dass die 
Belegschaft demotiviert ist und ein „tum  around“ mangels Verbündeter nicht 
erwartet werden kann.
Die M itbestim m ungsnostalgikcr und ihre medialen Komparsen verström­
ten Krokodilstränen ob der Nominierung von Burschenschaftern in die uni­
versitären Aufsichtsräte, kamen aber nicht au f die viel nahe liegendere Idee, 
die sachliche Qualifikation der Aufsichtsräte und Führungsorgane zu prüfen. 
Hätte man das auch nur ansatzweise versucht, wäre rasch klar geworden, 
dass die Erneuerung der Universitäten Personen übertragen wurde, die dazu 
nicht die nötige Basisqualifikation aufvviesen.
Die Werbung liefert uns m it ihren Slogans manchmal auch profunde Ein­
sichten in das Funktionieren unserer Welt. M it „Der Vergleich macht Sie si­
cher“ warb vor einigen Jahren eine Finna. Eine wissenschaftlich anerkannte 
Form des Vergleichs ist die Analogie -  und da zu den liebsten Sportarten des 
Österreichers der Fußball zählt, soll die Welt der Ballesterer hier zum Ver­
gleich herangezogen werden. Kaum einer, der diese Sportart auch nur en pas­
sant verfolgt, wird behaupten wollen, dass der heimische Fußball zurzeit in­
ternational hohes Ansehen genießt. Diejenigen, die das erst glauben, wenn 
ihnen Zahlen präsentiert werden, seien an das FIFA-Ranking erinnert: Öster­
reich steht au f Platz 82 -  von weltweit vielleicht 200 Nationen. Österreichs 
Universitäten, denen eine Ministerin von unschuldiger Torheit vorsteht, schaf­
fen einen vergleichbaren Platz ganz sicher nicht, werden doch bei den neuer­
dings beliebten Universitätsrankings nicht Länder, sondern Universitäten mit­
einander verglichen -  und davon gibt es nun einmal mehr, als es Fußball 
spielende Nationen gibt. Ergo ist ein hinterer Platz unter den hundert führen­
den Universitäten ungefähr so viel wert wie einer im ersten Drittel der Bal- 
lesterer-Nationen. Davon ist selbst die beste österreichische Universität Wel­
ten entfernt. So wie der als Sänger bemerkenswertere Trainer der österreichi­
schen Fußballnationalm annschaft nicht müde wird, seine Burschen durch 
vollmundige Bekundungen seines Vertrauens in ihre Künste zu nie erreichba­
ren Leistungen anzuspom en, so bemüht sich die -  angeblich ebenfalls durch 
Sangesleistungen hervorgetretene -  W issenschaftsministerin (gegen die, das 
sei ausdrücklich vermerkt, nicht spricht, dass sie „nur“ Handarbeitslehrerin 
ist) seit einigen Jahren, ihre Burschen durch Versprechungen, sie würde sie
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zur W eltklasse fuhren, zu Höchstleistungen zu motivieren. Hans Krankl ist 
mit seiner pcrsuasiven Performance überzeugender.
Österreichs Universitäten wissen leider noch nicht einmal, wie schlecht 
sie sind. W ären sie auch nur (welt)regional gut, würden m ehr ausländische 
Studierende hierher kommen. Die, die heute hierher kommen, sind Numerus- 
clausus- und Leistungsflüchtlinge aus wohlhabenden Ländern sowie Kids, 
die dem Balkan entfliehen wollten, von den Zeitläuften hierher verschlagen 
wurden und aus dem einen oder anderen Grund nicht weiter zogen. Um die 
Position einer bestimmten Universität oder aller eines Landes in der Welt­
klasseliga zutreffend verorten zu können, reicht es, die Zahl und Zusam m en­
setzung der Studierenden nach regionaler Herkunft zu betrachten. Der Anteil 
der ausländischen Studierenden beträgt in Österreich magere 13 Prozent; 1935/ 
36, beileibe nicht ein Jahr, in dem  Österreich eine attraktive Destination war, 
betrug er ebenso viel.
Attraktiv sind heimische Unis also offenbar nicht. Nicht erst seit dem  Jahr 
1934 zeichnet sich Österreich dadurch aus, dass es eine vergleichsweise hohe 
Akademikerexportratc hat. Was wir exportieren, sind, um nochmals den Jar­
gon der M arktwirtschaft zu bemühen, Rohprodukte. Die intellektuell Besten 
m ussten in den 1930er Jahren das Land verlassen, später, nach Ende des 
Zweiten Weltkrieges, gingen sie aus freieren Stücken. Und das hat ganz we­
sentlich m it den Bedingungen zu tun, unter denen hier zu Lande geforscht 
und gelehrt wird.
W ährend im Rest der österreichischen Welt der Besitz eines Parteibuches 
oder funktionaler Äquivalente desselben entscheidend sind, spielt in der uni­
versitären Welt ein zwar analoges, aber doch davon verschiedenes M oment 
die entscheidende Rolle. Dem Parteibuch in der Welt der kleinen Beamten 
und W ohnungssuchenden entspricht in der Welt arkaner Wahrheit der Kon­
formismus. Will man an Österreichs Universitäten etwas werden, muss man 
sich mit den darin jew eils Herrschenden -  das heißt: m it jenen, die in diesem 
System Macht haben oder sich diese anmaßen -  gut stellen, am besten sie 
imitieren.
Nichts ist für wissenschaftliche Exzellenz allerdings kontraproduktiver als 
konformistische Mimikry. Aus diesem und vielleicht nur aus diesem -  Grund 
ist eine marktwirtschaftlich organisierte Universitätslandschaft einer korpo- 
ratistischen vorzuziehen, weil in Ersterer Diversität belohnt zu werden pflegt. 
Wer von der Kundschaft abhängig ist, tut gut daran, m ehr als nur Vanilleeis 
zu verkaufen. Diejenigen, die glauben, mit nur einer Eissorte dennoch genü­
gend Kundschaft anzuziehen, werden bald eines Besseren belehrt werden.
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Allein -  die Bewohner der universitären Welt wollen diese simple Wahrheit 
nicht akzeptieren. Statt die Besten anzuziehen oder zu halten, schwadronie­
ren die Politiker von Weltklasse und träumen die Herren Professoren vom 
Nobelpreis. Statt Innovationen in den bestehenden Strukturen wenigstens zu 
versuchen, verplempern Spitzenforscher ihre Zeit mit Plänen für illusorische 
Neugründung. Statt sich a u f den europäischen Hochschulraum konzeptionell 
einzustellen, biedern sich die neuen Herren der autonomen Universitäten den 
Landesregierungen und lokalen Leituntemehmen an und hoffen, von dort Geld 
zu erhalten. Jene, die dieses Schauspiel anwidert, verfallen in Agonie oder 
Zynism us, wenn sie nicht überhaupt das Weite suchen.
Am Ende werden die österreichischen Universitäten irgendwann einmal 
bemerken müssen, dass sic sich von den heim ischen Fußballern kaum unter­
scheiden.
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POOR SERVICES FOR POOR PEOPLE
Vom Untertan zum Kunden zum Untertan
Was sind die Stärken und was sind die Schwächen, fragt man sich, wenn man 
etwas verbessern will. Im besten Fall wird man die Schwächen korrigieren 
und die Stärken optimieren. Das gilt auch für den Sozialstaat. Wo soziale Pro­
bleme steigen, müssen wir gegensteuern, wo soziale Probleme präventiv ver­
hindert werden, müssen w ir weiter investieren. Aktuell passiert in der Politik 
das Gegenteil: Die Stärken werden geschwächt und die Schwächen verstärkt.
Was sind nun die Fehlentwicklungen im W ohlfahrtsstaat österreichischer 
Prägung? Nach dem  Krieg wurde der Sozialstaat au f vier Säulen errichtet: 
dem männlichen EmährcrhaushalL, dem  Normalarbeitsverhältnis, der Staat­
bürgerschaft und einem ordentlichen Schuss Paternalismus mit obrigkeits­
staatlichen Tendenzen.
Seither hat sich einiges geändert:
• Viele Frauen sind Familienerhalterinnen und es gibt vielfältigste Formen 
des Zusammenlebens.
• Unterbrochene Erwerbsbiographien und unsichere M cJobs nehm en zu.
• Viele M enschen sind nach Österreich zugewandert und
• es hat sich eine m ehr oder w eniger lebendige Zivilgesellschaft herausgc- 
bildet mit Menschen, die sich nicht alles „von oben“ verordnen lassen.
A uf keine dieser vier Entwicklungen wurde sozialpolitisch rechtzeitig rea­
giert:
• Das Festhalten am „männlichen Em ährerhaushalt“  führt zum hohen A r­
m utsrisiko von Alleinerzieherinnen und zur M indestpension für ein Drittel 
aller Frauen.
• Die Fixierung a u f die klassische Erwerbsarbeit übersieht die steigende Zahl 
der „working poor“ und den sozialen Absturz von (Langzeit-)Arbeitslo- 
scn.
• Die jahrelange Konzentration a u f die Herkunft schafft soziale Ausgren­
zung und mangelnde Aufstiegschancen von M igrantlnnen.
• D er Paternalismus des Sozialstaatcs schafft mangelnde Transparenz und 
M itbestim m ung (Arbeitslose am Arbeitsamt, Patientinnen in den Spitä­
lern, M igrantlnnen ohne Wahlrecht, M itbestimmung in den Sozialversi­
cherungen ...) .
Martin Schenk
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